
Auslagerung Notarztdienst: Regierung informiert nächste Woche 
Kann die Regierung ihre Pläne auf den 1. Juli umsetzen? Und wenn ja, wie sehen sie aus? Das soll nächste Woche bekannt gegeben werden. 

Das Gesellschaftsministerium 
hat verkündet, den Notarzt-
dienst ausserhalb des Landes-
spitals an eine «geeignete Ret-
tungsorganisation im benach-
barten Ausland» zu übertragen. 
Und zwar auf den 1. Juli. Welche 
Organisation den Dienst über-
nimmt, darüber schweigt das 
Ministerium noch bis kommen-
de Woche. Dann soll endlich in-
formiert werden. 

Grabs? Feldkirch? Oder 
doch die AP3? 
Vom zuständigen Gesell-
schaftsministerium hiess es bis-
her lediglich, man sei zuver-
sichtlich, die Auslagerung zeit-
nah bewerkstelligen zu können. 
Denn es würden bereits seit 
Langem Kontakte zwischen 
Liechtensteiner Stellen und der 
Rettung St. Gallen sowie der 
Rettung Feldkirch bestehen. 
Damit hat das Ministerium 
auch angedeutet, welche Ret-
tungsorganisationen im Aus-
land für die Auslagerung über-
haupt infrage kommen: Die 

Rettung St. Gallen mit ihren 
Notärzten beim Spital Grabs 
oder die Rettung Feldkirch mit 
ihren Notärzten vom Landes-
krankenhaus Feldkirch. 

Kurz darauf hatte sich zu-
dem die AP3 Luftrettung gemel-
det, welche ein Konzept für die 
notärztliche Versorgung vorge-
legt hatte. Vor einem Treffen am 
6. Juni zwischen den Verant-
wortlichen der AP3 und dem 
Gesundheitsministerium kriti-
sierten Erstere, ihr Konzept sei 
von der Regierung nicht richtig 
geprüft worden. Es sei entgegen 
den Aussagen der Regierung 
möglich, das Konzept sofort 
umzusetzen und den Notarzt-
dienst zu übernehmen. Nach 
dem «klärenden Gespräch» 
zwischen den beiden Parteien 
hielt sich jedoch auch die AP3 
Luftrettung bedeckt. Es hiess  
lediglich: «Dass es zu einem 
konstruktiven Austausch ge-
kommen ist, können wir bestä-
tigen.» Und vonseiten der Re -
gierung: «Verschiedene Punk te 
konnten bei diesem Gespräch 
geklärt werden.» Welche das 
sind, bleibt offen. Ebenso wie 
die Frage, wie man verblieben 
ist und ob das Konzept auch 
weiterhin kein Thema ist. 

«Rasche Verfügbarkeit 
ein zentrales Kriterium» 
Derweil wird die geplante Aus-
lagerung des Notarztdienstes 
auch in Leserbriefen weiterhin 
emotional diskutiert. Es 

herrscht unter anderem die 
Angst vor, dass der Notarzt, 
wenn er ins Ausland ausgela -
gert wird, zu spät am Einsatzort 
eintreffen könnte. «Wer über-
nimmt dann die Verantwor-
tung?», fragt aktuell ein Verfas-
ser eines Leserbriefes.  

Dazu muss festgehalten 
werden: Liechtensteins Not-
arzteinsätze erfol gen aktuell 
nach dem «Rendezvous-Sys-
tem». Das heisst: Der Notarzt 
fährt nicht direkt mit dem Ret-

tungsdienst des Liechtensteini-
schen Roten Kreuzes mit, son-
dern trifft mit einem separaten 
Fahrzeug vor Ort beim Notfall-
patienten ein. Tagsüber stellt 
das Landesspital einen entspre-
chenden Notfallarzt bereit, in 
der Nacht übernimmt ein Arzt 
aus der niedergelassenen Ärzte-
schaft. Generalsekretär Martin 
Hasler verweist in Bezug auf 
diese Ängste darauf, «dass die 
rasche Verfügbarkeit des Not-
arztes bzw. der Notärztin in die-

sem Prozess selbstverständlich 
ein zentrales Kriterium ist». Es 
sei zu beachten, dass ausländi-
sche Organisationen schon heu-
te in gewissen Fällen in Liech-
tenstein zum Einsatz kommen 
würden. Zudem sei fraglich, ob 
in der jetzigen Praxis ein nieder-
gelassener Arzt bzw. eine nie-
dergelassene Ärztin in der 
Nacht ohne Blaulichtfahrzeug 
schneller vor Ort ist als bei-
spielsweise ein Notarzteinsatz-
fahrzeug aus Grabs. «Im Übri-

gen rückt auch künftig bei Not-
fällen der Rettungsdienst des 
LRK aus und trifft vor Ort bei 
der Patientin bzw. beim Patien-
ten mit dem Notarztteam zu-
sammen.» Es geht bei der ge-
planten Auslagerung gemäss 
Hasler also um die Fälle, bei 
welchen ein Notarzt aufgrund 
des Aufgebots der Landesnot-
rufzentrale ausrücken muss, um 
vor Ort – also ausserhalb des 
Spitals – Hilfe zu leisten. Die 
Notfallstation des Landesspi-
tals, konkret die spitalärztliche 
Notfallversorgung und der ärzt-
liche Notfalldienst, seien davon 
nicht betroffen, stellte er bereits 
mehrfach klar. 
 
Desirée Vogt

Schon heute kommen ausländische Organisationen in Liechtenstein zum Einsatz. Bild: Archiv

Es mangelt nicht an Medienvielfalt, 
sondern an journalistischer Qualität 
Der Internationale Presseclub Liechtenstein debattierte über die Lage der Medienlandschaft nach dem Aus des «Volksblatts». 

David Sele 
 
Liechtensteins älteste Tageszei-
tung musste Anfang März den 
Betrieb einstellen. Nach dem 
Aus des «Volksblatts» verbleibt 
das «Vaterland» als alleinige 
Tageszeitung, deren Herausge-
berin, die Vaduzer Medienhaus 
AG, hat damit eine noch grösse-
re Marktmacht als zuvor inne. 
Vor diesem Hintergrund von ei-
nem Medienmonopol zu spre-
chen, sei jedoch nicht korrekt, 
sagte Christian Frommelt, Di-
rektor des Liechtenstein-Insti-
tuts, am Donnerstag im Rah-
men einer Podiumsdiskussion 
beim Internationalen Presse-
club Liechtenstein (LPC). 
Schliesslich gebe es nach wie 
vor andere Medien wie Radio L, 
1FL TV oder neu lancierte On-
linemedien. Und in einem Land 
wie Liechtenstein sei es sehr 
einfach, sich Öffentlichkeit zu 
verschaffen, so Frommelt. Al-
lerdings nehme das «Vater-
land» in der politischen Be-
richterstattung durchaus eine 
Art Monopolstellung ein. 

«Keine Redakteure,  
sondern Journalisten»  
Neben Christian Frommelt dis-
kutierten Kommunikationsex-
perte und Autor Norbert Jan sen 

sowie Patrik Schädler, Publizis-
tischer Leiter der Vaduzer Me-
dienhaus AG. Entgegen der be-
sorgten Stimmen angesichts 
der «reduzierten Medienviel-
falt», welche seit dem Ende des 
«Volksblatts» zu vernehmen  
sind, vertraten die drei Podi-
umsgäste einhellig die Mei-
nung: Die Anzahl der bestehen-
den Medien sei für ein Land wie 
Liechtenstein weiterhin hoch. 

Das Problem sei jedoch, dass 
die journalistische Qualität zu 
wünschen übrig lässt.  

Wenn ein Beitrag zu einer 
Pressekonferenz über einen po-
litischen Vorstoss einzig darin 
bestehe, den Exponenten einer 
Partei seinen Vorstoss präsen-
tieren zu lassen, «ist das keine 
journalistische Qualität», sagte 
etwa Norbert Jannsen mit Ver-
weis auf 1 FL TV. «Und wenn 

Radio-L-Verwaltungsratspräsi-
dent Roman Banzer sagt, Radio 
werde immer mehr zum Be-
gleitmedium, dann zeugt das 
auch nicht von einem grossen 
journalistischen Anspruch», 
meinte Jansen. 

Die Debatte um den richti-
gen Kanal für Journalismus ins-
besondere mit Blick auf die Zu-
kunft schloss ein Gast im Publi-
kum treffend: Egal ob Print, 

Fernsehen oder Tiktok – «die 
Grundlage ist immer eine gute 
Geschichte, und dafür braucht 
es keine Redakteure, sondern 
Journalisten».  

«Leidenschaft und  
Leidensbereitschaft» 
Wie also bringt man mehr Jour-
nalisten in die Medien? Patrik 
Schädler verdeutlichte den 
Fachkräftemangel, der die hie-
sige Medienbranche schon sehr 
lange plagt: Gesucht seien 
Men schen mit «Leidenschaft 
und Leidensbereitschaft». Sie 
müssen für ein vergleichsweise 
geringes Gehalt viel und ohne 
geregelte Arbeitszeiten arbei -
ten und dazu noch bereit sein, 
sich öffentlich zu exponieren, 
das heisst, sich stetiger öffentli-
cher Kritik auszusetzen. Noch 
weiter eingeschränkt wird die 
Zahl potenzieller Journalisten 
dadurch, dass sie sich im Land 
auskennen müssen und im  
Idealfall auch hier verwurzelt 
sein sollten.  

Zwar vertrat Schädler die 
Meinung, dass die staatliche 
Medienförderung angepasst 
werden und eine Angleichung 
der Finanzierung privater Me-
dien an jene von Radio L erfol-
gen muss. Zudem müsse die 
journalistische Qualität mit der 

Medienförderung stärker be-
rücksichtigt werden. Schädler 
betonte aber auch, dass sich der 
Fachkräftemangel mit Geld al-
lein nicht beheben lasse.  

Das Vaduzer Medienhaus  
setze dabei auf Ausbildung und 
suche auf verschiedenen We -
gen aktiv Kontakt zu Jugendli-
chen, um sie für die Branche zu 
begeistern. Ein Patentrezept 
habe man aber auch noch nicht 
gefunden. 

Christian Frommelt mahnte 
derweil, dass berechtigte Kritik 
nicht in ein generelles Medien-
bashing verkommen dürfe. 
Sonst werde deren Existenz 
nämlich noch mehr gefährdet. 
Er nahm indes auch die Politik 
in die Verantwortung. In Liech-
tenstein werde die Arbeit der 
Medien zusätzlich erschwert, 
weil man den offenen Diskurs 
scheut. Aus Angst vor Kritik 
würden Informationen eher zu-
rückgehalten und man scheue 
sich, Rechercheergebnisse in 
der politischen Auseinander-
setzung aufzugreifen. 

Konkrete Fälle wurden in 
der Diskussion mit dem Publi-
kum, das zu einem guten Teil 
aus aktiven und ehemaligen 
Journalisten bestand, und beim 
anschliessenden Apéro ausgie-
big verhandelt. 

Angeregte Diskussion beim Liechtensteiner Presseclub. Bild: Daniel Schwendener
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UNSER
GRÜN IST
VERBINDEND.
Wir suchen Grün-Profis.
Wir suchen dich!

Allen Wünschen gewachsen


